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BEKANNTMACHUNGEN

TIERSEUCHENRECHTLICHE 
ALLGEMEINVERFÜGUNG 
ZUR ANORDNUNG DER AUFSTALLUNG 
VON GEFLÜGEL IN RISIKOGEBIETEN
vom 21. Dezember 2016

Zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) wird an-
geordnet:

I.	 Alle Halterinnen und Halter von Geflügel in der kreisfreien 
Stadt Krefeld haben mit sofortiger Wirkung Hühner, Truthüh-
ner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, 
Enten oder Gänse (Geflügel) ausschließlich

1. in geschlossenen Ställen oder

2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, 
nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abde-
ckung und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln 
gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutz-
vorrichtung, Voliere)

zu halten.

II. Die Anordnung zur Aufstallung nach Ziffer I. dieser Verfügung
gilt für das gesamte Krefelder Stadtgebiet, das hiermit als Ri-
sikogebiet festgelegt wird.

III. Die sofortige Vollziehung der unter Ziffern I. und II. getroffe-
nen Anordnungen dieser Tierseuchenverfügung wird ange-
ordnet.

IV. Die Allgemeinverfügung vom 14.11.2016 wird aufgehoben.

V.	 Diese Tierseuchenverfügung gilt mit dem auf die Bekanntma-
chung folgenden Tag als bekanntgegeben.

Begründung:

A.
Nachdem seit Anfang November 2016 in Deutschland vermehrt 
Nachweise von hochpathogenem aviären Influenzavirus vom 
Subtyp H5N8 bei Wildvögeln geführt wurden, muss davon aus-
gegangen werden, dass eine Verbreitung des Influenzavirus des 
Subtyps H5N8 durch Wildvögel wahrscheinlich ist. Am 14.  No-
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vember 2016 wurde daher für bestimmte Risikogebiete im Be-
reich der Stadt Krefeld die Aufstallungspflicht für Geflügel ange-
ordnet. 

Zwischenzeitlich wurde das Virus auch in Nutzgeflügelhaltungen 
festgestellt. Am 2. Dezember 2016 hat das Friedrich-Loeffler-Ins-
titut (FLI) eine neue Risikoeinschätzung zum Auftreten von HPAIV 
H5N8 in Deutschland veröffentlicht. In dieser Risikobewertung 
wird das Risiko des Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 
in Hausgeflügelbeständen über Wildvögel bundesweit als hoch 
eingeschätzt. Das FLI empfiehlt in seiner Risikoeinschätzung u.a. 
die Umsetzung strenger Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügel-
betrieben sowie die Aufstallung von Geflügel. Nach dem Aus-
bruch der Geflügelpest in einer Putenhaltung im Kreis Soest und 
aufgrund der anhaltenden Dynamik der Seuchenentwicklung in 
der Wildvogelpopulation ist es erforderlich, weitere Schutzmaß-
nahmen zu ergreifen. 

B.
Die Kreisordnungsbehörde ist nach § 1 der Verordnung über Zu-
ständigkeiten auf dem Gebiet der Tiergesundheit, Tierseuchen-
bekämpfung und Beseitigung tierischer Nebenprodukte sowie 
zur Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Tierseu-
chenverordnungen vom 27. Februar 1996 (GV. NW. S. 104), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 1. März 2016 (GV. 
NRW. S. 148), für den Erlass der Tierseuchenverfügung zur Ver-
meidung der Einschleppung oder Verschleppung des hochpatho-
genen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) in Hausgeflügelbe-
stände zuständig.

Zu Ziffern I. und II.:
Rechtsgrundlage für die unter Ziffer I. und II. angeordnete 
Aufstallungspflicht ist § 13 Absatz 1 und Absatz 2 der Geflü-
gelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), die zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 29. Juni 2016 (BGBl. I S. 1564) geändert worden 
ist.

Danach ordnet die zuständige Behörde eine Aufstallung des 
Geflügels in der erfolgten Art und Weise an, soweit dies auf der 
Grundlage einer Risikobewertung zur Vermeidung der Einschlep-
pung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel er-
forderlich ist.

Die Anordnung der Aufstallung basiert auf einer Risikobewer-
tung nach § 13 Absatz 2 Geflügelpest-Verordnung. Bei der im 
Wildvogelbestand festgestellten hochpathogenen aviären In-
fluenza (Subtyp H5N8) handelt es sich um eine hoch anste-
ckende und anzeigepflichtige Viruserkrankung des Geflügels 
und anderer Vogelarten, die schnell epidemische Ausmaße 
annehmen und damit Tierverluste und große wirtschaftliche 
Schäden zur Folge haben kann. Auf Grund der Risikobewer-
tung des FLI vom 2. Dezember 2016 wird das Risiko einer Ein-
schleppung der Geflügelpest aus dem Wildbestand in Haus-
geflügelbestände als hoch eingestuft. Um einem hohen Risiko 
des Eintrags der Geflügelpest in Geflügel haltende Betriebe 
und Privathaltungen durch infizierte Wildvögel so weit wie 
möglich vorzubeugen, sind Kontakte zwischen Wildvögeln 
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und Hausgeflügel möglichst zu vermeiden. Die wirkungsvolls-
te und zugleich erforderliche Maßnahme, um dieses Ziel zu 
erreichen, ist die Aufstallung des Hausgeflügels. Andere, we-
niger belastende Maßnahmen, die den gleichen Schutzzweck 
erreichen, sind nicht erkennbar.

Die Maßnahme wurde unter Berücksichtigung des mir einge-
räumten Ermessens sowie des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften getroffen. Andere 
– ggf. mildere – Möglichkeiten, die Tierseuche schnell und wirk-
sam einzudämmen, sind nicht ersichtlich. Aus diesem Grund 
wurde die Aufstallung des Geflügels im Krefelder Stadtgebiet 
angeordnet.

Zu Ziffer III.:
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I 
S. 686), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. Oktober 
2016 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wurde unter Ziffer III. 
die sofortige Vollziehung der Maßnahme angeordnet. Eine Klage 
gegen diese Tierseuchenverfügung hat damit keine aufschieben-
de Wirkung. Ein besonderes öffentliches Interesse für die An-
ordnung der sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, weil durch 
eine Einschleppung der aviären Influenza durch Wildvögel in 
Hausgeflügelbestände die Gefahr von tiergesundheitlichen wie 
auch von wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre und deshalb 
sofort zu unterbinden ist. Eine effektive Tierseuchenprävention 
zum Schutz hoher Rechtsgüter erfordert hier ein Zurückstehen 
der Individualinteressen von betroffenen Geflügelhaltern am 
Eintritt der aufschiebenden Wirkung  eines Rechtsbehelfs. Das 
öffentliche Interesse an umgehenden Maßnahmen zum Schutz 
gegen eine Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflügel-
pest überwiegt.

Zu Ziffer IV.:
Eine Aufstallung von Geflügel wie unter Punkt IV. der Allgemein-
verfügung vom 14.11.2016 verfügt ist nicht mehr ausreichend.

Zu Ziffer V.:
Auf Grundlage der §§ 41 Absatz 4 Satz 4, 43 Absatz 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. 1999 S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), kann – wie in Ziffer 
IV. des Tenors erfolgt – als Zeitpunkt der Bekanntgabe einer All-
gemeinverfügung der auf die Bekanntmachung folgende Tag be-
stimmt werden. Damit wird die Tierseuchenverfügung einen Tag 
nach Bekanntgabe wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf (Postan-
schrift: Postfach 20 08 60, 40105 Düsseldorf, Dienstgebäude: 
Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf) erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der 
Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Ver-
waltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW (ERVVO VG/FG) 
vom 07. November 2012 (GV. NRW. S. 548) in der jeweils gelten-
den Fassung eingereicht werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 

876) in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. Die 
elektronische Poststelle des bezeichneten Gerichtes ist über die 
auf der Internetseite www.justiz.nrw.de bezeichneten Kommuni-
kationswege erreichbar.

Krefeld, den 21. Dezember 2016
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

Hinweise:
Wird die Klage schriftlich erhoben, sollen ihr zwei Abschriften 
beigefügt werden.

Falls die Frist durch einen von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet.

Bitte, beachten Sie bei der elektronischen Klageerhebung die 
besonderen Vorschriften und technischen Rahmenbedingun-
gen. Die besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. Wenden Sie sich gegebenenfalls an 
das für Sie zuständige Verwaltungsgericht.

Die Übermittlung per einfacher E-Mail genügt den besonderen 
Vorschriften der ERVVO VG/FG nicht, weil dieser Kommunikati-
onsweg nicht zu den zugelassenen Kommunikationswegen ge-
hört. Sie erfüllt auch nicht das Erfordernis einer qualifizierten 
elektronischen Signatur im Sinne des § 2 Nr. 3 des Signaturge-
setzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils gelten-
den Fassung. Diese Signatur soll Gewähr dafür bieten, dass das 
anstelle eines Schriftstückes eingereichte Dokument von einem 
bestimmten Verfasser stammt und mit seinem Willen übermittelt 
worden ist.

Auch die Verfahrensarten, für die elektronisch Dokumente 
eingereicht werden können, können von Gericht zu Gericht 
unterschiedlich sein; auf die Anlage zur ERVVO VG/FG wird 
verwiesen.

Weitere Hinweise:
In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Behörde 
auf Antrag Ausnahmen von der angeordneten Aufstallung 
genehmigen, wenn die Voraussetzungen nach § 13 Absatz 3 
Geflügelpest-Verordnung vorliegen und die Einhaltung der An-
forderungen in § 13 Absatz 4 bis 7 Geflügelpest-Verordnung 
sichergestellt ist.

Wer gegen die Aufstallungsanordnung vorsätzlich oder fahr-
lässig verstößt, verwirklicht den Bußgeldtatbestand des § 64 
Nummer 17 Geflügelpest-Verordnung, was nach § 32 Absatz 2 
Nummer 4 Buchstabe a und Absatz 3 des Tierseuchengesetzes 
mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro geahndet wer-
den kann.



71. Jahrgang Nr. 51 a | Donnerstag, 22. Dezember 2016  Seite 347

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T

TIERÄRZTLICHER DIENST

Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen un-
ter der Telefon-Nr. 0700 84374666 zu erreichen. 0800 111 0 111 und 0800 111 0 222

TELEFONSEELSORGE

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
Nordrhein-Westfalen können im Internet 
abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
kostenlosen Rufnummer 0800 00 22833

Feuer� 112
Rettungsdienst/Notarzt� 112
Krankentransport � 1 92 22
Branddirektion	�  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation	  
bei Unglücks- und Notfällen� 19 700

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 79,40 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST� 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter der Telefon-Nr. 
0180 5044100 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr 
bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter der Te-
lefon-Nr. 01805 986700 zu erreichen. Sprech-
zeiten: samstags, sonntags und feiertags von 
10.00 bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
mittwochs- und freitagsnachmittag von 17.00 bis 
19.00 Uhr, montags, dienstags und donnerstags 
von 21.00 bis 22.00 Uhr.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0180 5 66 05 55

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau

23.12. – 24.12.2016
Kamps Gebr.
Dreikönigen Straße 105 | 47798 Krefeld
2 17 14

25.12.2016
W. u. L. Klinkhammer GmbH & Co. KG
Rott 90 | 47800 Krefeld
59 14 94 | 59 08 70

26.12.2016
Franz Kotalla
Illerstraße 15 | 47809 Krefeld	
54 18 65

30.12. – 31.12.2016
Gerhard Küppers GmbH
Westpreußenstraße 23 | 47809 Krefeld 
52 76-0

01.01.201
Carl Lechner GmbH
Vinzenzstraße 15 | 47799 Krefeld
80 62-0






